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Kapitel 1:

Vor Aufnahme der Verwaltung

Kapitel 1: Vor Aufnahme der VerwaltungZu Beginn soll kurz darauf eingegangen werden, welche Schritte und Vorge-
hensweisen vor der Aufnahme der Verwaltungstätigkeit notwendig sind, um
die Hausverwaltungstätigkeit ordnungsgemäß durchführen zu können. Nicht
abgebildet werden jene Prozesse, die zum Kauf einer Liegenschaft führen
(z.B. Kostenrechnung oder Finanzierung). Es wird lediglich auf die oft er-
wähnte Due Diligence eingegangen, also die Überprüfung im Vorfeld einer
Vertragsgestaltung in Bezug auf eine Liegenschaft.

Im Rahmen der Due Diligence sind sämtliche Unterlagen im Hinblick
auf ihre Inhalte und ihre Richtigkeit zu kontrollieren, um festhalten zu kön-
nen, in welchem Zustand sich die Liegenschaft befindet, welchen Ertrag sie
abgibt und welcher Investitionsbedarf zu erwarten ist.

Der Prozess der dann folgenden tatsächlichen Verwaltungsübernahme ist
arbeitsintensiv und komplex und wird oft unterschätzt. Fehler, die im Zuge
der Aufnahme der Tätigkeit geschehen, können später oft nur mehr mit ho-
hem Arbeitseinsatz korrigiert werden.
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Grundsätzlich sind bei jeder Liegenschaft im Vorfeld der Verwaltungs-
übernahme die folgenden Unterlagen und Dokumente zu prüfen:

I. Grundbuch

Zunächst gilt es, einen aktuellen Grundbuchsauszug einzuholen. Dieser ent-
hält erste wichtige Daten: den derzeitigen Eigentümer, gegebenenfalls die
Liegenschaft betreffende Denkmalschutzbestimmungen, die zu Problemen
bei einer Bauführung führen können, Belastungen wie Servituten (Dienstbar-
keiten) etc.

In einem nächsten Schritt ist anhand des Grundbuchsauszuges zu prüfen:

➜ Ist/sind der/die Eigentümer korrekt?
➜ Bestehen gewisse öffentliche Interessen am Gebäude und wenn ja, in wel-

chem Ausmaß (Denkmalschutz etc.)?
➜ Bestehen sonstige Belastungen oder Rechte (z.B. Servituten, Wohnungs-

gebrauchsrechte)?
➜ Bestehen gewisse Verpflichtungen und Rechte bzw. welche sonstigen Be-

lastungen liegen vor?
➜ Bei einem Wohnungseigentumsobjekt: Anhand des Grundbuchsauszuges

ist zu erkennen, welche Anteile vorliegen, welche Eigentumsobjekte beste-
hen, auch wann der Wohnungseigentumsvertrag geschlossen wurde etc.

Gegebenenfalls sind die entsprechenden Bescheide und Verträge ausheben zu
lassen. Diese sind ebenfalls am Grundbuchgericht vorhanden, teilweise jedoch
nicht direkt abrufbar. Sofern die Bescheide nicht ausgehoben werden können,
sind sie bei den zuständigen Personen (Verkäufer, Verwalter etc.) anzufordern.

II. Bescheide im Speziellen

Zu Beginn einer Verwaltungsübernahme sind grundsätzlich zwei Arten von
Bescheiden von Interesse – der baurechtliche und der gewerberechtliche Be-
scheid. Baurechtliche Bescheide beziehen sich immer auf den Grundeigen-
tümer, während gewerberechtliche Bescheide großteils auf den Nutzer bzw.
Inhaber des Gewerbebetriebes lauten und nicht nur auf den Liegenschafts-
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eigentümer, und zwar auch dann, wenn sie Auswirkungen auf die Liegen-
schaft haben. Besonders zu beachten sind diese Bescheide, wenn das Objekt,
in dem der Gewerbebetrieb oder die Betriebsanlage ausgeübt wurde, zurück-
gestellt wird. Dann nämlich ist zu überprüfen, ob die entsprechenden Anla-
gen (z.B. Küche, Veranstaltungsraum, aber auch Kühlungsanlage) rückgebaut
und die Gewerbeberechtigung zurück- oder stillgelegt wurde. Aus diesem
Grund sind sämtliche baurechtlichen als auch gewerberechtlichen Bescheide
zu kontrollieren und auf ihre Gültigkeit hin zu überprüfen. Teilweise wird es
auch wichtig sein, dass bestimmte, bereits vorliegende Bescheide ihre Gültig-
keit beibehalten und die darin festgeschriebenen Rechte im Falle einer Rück-
stellung des Bestandobjekts auf den Liegenschaftseigentümer übertragen wer-
den. Schlagend wird dieses Thema vor allem dann, wenn aufgrund einer
geänderten Gesetzeslage ein entsprechender Bescheid für den nächsten Be-
standnehmer nicht mehr erteilt wird.

III. Servitutsverträge

Dienstbarkeiten können im Grundbuch eingetragen sein, müssen es aber
nicht. Die eingetragenen Dienstbarkeiten sind jedenfalls zu überprüfen, da
diese durch die Öffentlichkeit des Grundbuches und dem Vertrauensschutz,
der mit jedem staatlichen Buch verbunden ist, gegenüber jedermann wirken.
Nicht eingetragene Dienstbarkeiten sind nur dann wirksam, wenn man von
ihnen weiß bzw. wissen muss. Unter den Begriff Dienstbarkeiten fallen auch
Fruchtgenussrechte, Baurechte und Superädifikate. Einerseits können die
Dienstbarkeiten für die besagte Liegenschaft geschaffen worden sein oder für
eine Nachbarliegenschaft dienen. Aus diesem Grunde spricht man vom herr-
schenden und dienenden Grundstück bzw. Servitut.

IV. Belastungen

Sämtliche im C-Blatt eingetragenen Belastungen sind ebenfalls zu überprüfen
und gegebenenfalls ist zu ermitteln, ob diese noch gültig sind. Mitunter kön-
nen im Grundbuch noch Belastungen angeführt sein, weil deren grundbü-
cherliche Löschung trotz Wegfalls der Ansprüche nicht erfolgte.
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V. Aufträge

Diese sind nicht aus dem Grundbuch ersichtlich. Mittels langfristiger Verträ-
ge (= Verträge, die nicht nur eine einmalige Leistung beinhalten) beauftragte
Leistungen (insb. Wartungen und Überprüfungen) sind aber jedenfalls
durchzusehen und es ist zu hinterfragen, wie mit diesen – gerade im Fall eines
Liegenschaftskaufs – in weiterer Folge umzugehen sein wird (siehe dazu wei-
ter unten in Kapitel 3, Punkt III).

VI. Vereinbarungen

Etwaige Vereinbarungen privatrechtlicher Natur sind jedenfalls zu hinterfra-
gen und zu überprüfen, da diese – wie weiter unten näher ausgeführt – Aus-
wirkungen auf zukünftige Wünsche von Liegenschaftseigentümern haben
können. Dabei sind jedoch nicht nur die Vereinbarungen mit den jeweiligen
Bestandnehmern zu kontrollieren, sondern auch Vereinbarungen besonderer
Natur (z.B. Vereinbarungen über Nutzungsrechte oder Werbeflächen, Ver-
einbarungen mit Nachbareigentümern über Feuermauerdurchbrüche oder
Kaminerhöhungen).

VII. Bestandverträge

Hier gilt das zu den Vereinbarungen Gesagte: Bestehende Bestandverträge
sind inhaltlich genau zu prüfen, um etwaige Besonderheiten im Vorfeld klä-
ren zu können (zu den Bestandverträgen siehe die folgenden Kapitel).

Alle hier genannten Punkte sind vor der Verwaltungsaufnahme durch-
zugehen, meist bereits vor einer etwaigen Kaufentscheidung im Falle eines
Neukaufs. Häufig wird eine zukünftige Verwaltung in dieses Verfahren je-
doch nicht eingebunden, sie tritt i.d.R. erst ab der Entscheidung, wer die zu-
künftige Betreuung einer bereits erworbenen Liegenschaft durchführen soll,
in Erscheinung. Aus diesem Grund werden in den nachfolgenden Kapiteln
über die Aufnahme der Verwaltungstätigkeit diese Punkte noch näher darge-
stellt.
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Kapitel 2:

Übernahme einer Liegenschaft 
in die Verwaltung

Kapitel 2: Übernahme einer Liegenschaft in die VerwaltungDie Übernahme eines neuen Hauses in die Verwaltung stellt oft eine große He-
rausforderung für die neue Hausverwaltung bzw. den neuen Eigentümer dar.
Der Eigentümer steht meist unter Zeitdruck, die Verwaltung so schnell wie
möglich zu wechseln und dem Arbeitsaufwand im Hintergrund wird zu wenig
Beachtung geschenkt. Dieser ist im Vorfeld oft nicht erkennbar bzw. sollte er
den Eigentümer auch nicht belasten, da er für diese Tätigkeiten die Hausver-
waltung beauftragt hat. Zeitweise gibt es auch Bestrebungen, Liegenschaften
mit rückwirkendem Stichtag zu kaufen (rechtliche Zulässigkeit strittig!), oder
die Agenden der Hausverwaltung werden erst nach Verstreichen des im Kauf-
vertrag vereinbarten Stichtags übertragen. Hier können unzählige verschiedene
Punkte aufgenommen werden – zu diesen jedoch später ausführlicher.

Essenziell ist es jedenfalls, sich an einen gewissen Ablauf zu halten, damit
kein wichtiger Punkt vergessen wird, der in der weiteren Verwaltung einen
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zusätzlichen Aufwand darstellt. Im Folgenden wird ein solcher Ablauf darge-
stellt, wobei folgende Möglichkeiten der Übernahme einer Hausverwal-
tung unterschieden werden:

➜ Verwaltungsaufnahme bei Alleineigentum (Miteigentum)
➜ Übernahme einer Liegenschaft von der Vorverwaltung ohne Eigentümer-

wechsel
➜ Übernahme einer Liegenschaft aufgrund eines Eigentümerwechsels
➜ Übernahme einer Liegenschaft aufgrund eines Verkaufs der Gesellschaft,

der die Liegenschaft gehört
➜ Übernahme einer Liegenschaft aufgrund eines Neubaus
➜ Verwaltungsübernahme bei Wohnungseigentum (WEG)
➜ Übernahme einer Liegenschaft von der Vorverwaltung aufgrund eines Be-

schlusses der Wohnungseigentümergemeinschaft
➜ Übernahme einer Liegenschaft aufgrund einer Neuherstellung eines Woh-

nungseigentumshauses
➜ Subverwaltung: Übernahme von einzelnen Objekten in die Mietverwal-

tung in einem bestehenden Wohnungseigentumshaus, wobei die Verwal-
tung der Allgemeinfläche von einer anderen Verwaltung durchgeführt wird

Vorweg erwähnt sei, dass eine Änderung der Verwaltung im Wohnungseigen-
tum generell sehr aufwendig ist; auf die Beschlussfassung im Wohnungseigen-
tum wird später noch näher eingegangen. Im folgenden Kapitel werden die Pro-
bleme bei der Beschlussfassung zur Änderung der Verwaltung nur kurz erörtert.

Nicht eingegangen wird auf das spezielle Thema der Genossenschaften
und der Verwaltung der Liegenschaften einer Genossenschaft.

Zunächst einige generelle Anmerkungen zum Verwaltungsvertrag samt
den notwendig zu vereinbarenden Bestimmungen, zur Vollmacht sowie zu
den oben genannten Möglichkeiten zur Aufnahme einer Hausverwaltung
und ihre Unterschiede.

I. Der Verwaltungsvertrag

Vor der Übernahme der Unterlagen des Hauses ist der Abschluss des Verwal-
tungsvertrages erforderlich. Naturgemäß ist dies obligatorisch, doch wird in
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der Praxis die Vereinbarung der Verwaltungsübernahme oft vernachlässigt
(z.B. in Fällen, in denen Häuser desselben Eigentümers bereits verwaltet wer-
den). Zeitweise werden bloß mündliche Vereinbarungen über die Verwal-
tung abgeschlossen.

1. Vertragsparteien

Im Regelfall sind die Vertragsparteien klar – die Hausverwaltung auf der
einen Seite und der/die Liegenschaftseigentümer und bei Wohnungseigen-
tum die Wohnungseigentumsgemeinschaft auf der anderen Seite oder auch
der einzelne Wohnungseigentümer (Subverwaltung). Die Eigentumsverhält-
nisse sind im Grundbuch zu kontrollieren, wobei zu beachten ist, dass gerade
im Falle einer Übernahme einer Liegenschaft die Eintragung ins Grundbuch
nicht immer sofort erfolgt (insb. dann, wenn die Eintragung an bestimmte
Bedingungen, die im Kaufvertrag vereinbart werden, geknüpft wird). Bei
einer Übertragung einer Gesellschaft ist bei der weiteren Abwicklung auf Ver-
einbarungen hinsichtlich der Hauseigentümerabrechnung sowie der Betriebs-
kostenabrechnung zu achten (dazu Kapitel 4, Punkt V). Auch können gewis-
se Rechte bestehen, die im Grundbuch trotz Bestands nicht ersichtlich sein
müssen (z.B. Dienstbarkeiten, Fruchtgenussrechte, Baurechte oder
Superädifikate). Obwohl diese generell Gültigkeit haben, sind sie für die Ver-
waltung nicht erkennbar, was natürlich zu Schwierigkeiten führt.

2. Tätigkeiten/Arbeitsfeld

Der Verwaltungsvertrag bildet die Grundlage und regelt sämtliche Tätigkei-
ten der Hausverwaltung. Da die Aufgaben der Hausverwaltung i.d.R. durch
das Gesetz nicht eindeutig definiert werden, bestehen große Unterschiede im
Tätigkeitsfeld der einzelnen Verwaltungen.

Da – abgesehen vom WEG, in dem die Aufgaben und Befugnisse des Ver-
walters gesetzlich zum Großteil abgebildet werden (vgl. §§ 20 und 28 WEG,
siehe dazu weiter unten) – die Agenden nicht bzw. nur rudimentär geregelt
sind, empfiehlt es sich jedenfalls als Hausverwaltung, die Aufgaben und auch
ihre Abwicklung allumfassend zu regeln. Je genauer diese Regelungen sind,
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desto einfacher ist die Abgrenzung der Arbeiten bei Diskussionen mit den Ei-
gentümern, Mietern etc.

Die folgende Auflistung gibt einen Überblick über die wichtigsten vom
Vertragsverfasser zu vereinbarenden Agenden:

➜ Vorschreibung der Bestandzinse sämtlicher Bestandnehmer, Fällig-
stellung bzw. Einforderung und Eintreibung von Bestandzinsen und
Betriebskosten inkl. allfälliger Verzugszinsen samt Akontierung (im
WEG auch die Einhebung der Rücklage gem. § 31 WEG); für die Ein-
treibung werden meist eigene Inkassobüros oder Rechtsanwälte beauf-
tragt.

➜ Bezahlung sämtlicher mit dem Haus zusammenhängender Kosten:
Alle eingehenden Rechnungen der Liegenschaft werden von der Hausver-
waltung beglichen

➜ Betriebskostenabrechnung mit den Mietern: Die oben genannten
Rechnungen werden von der Hausverwaltung aufgeteilt in Kosten, die
vom Liegenschaftseigentümer, und in Kosten, die von den Bestandneh-
mern zu leisten sind, den vom Bestandnehmer geleisteten Akontozahlun-
gen gegenübergestellt und die Differenz wird abgerechnet.

➜ Veranlassungen von Reparaturen und sonstigen Instandhaltungen:
Hier geht es um die Beauftragung sämtlicher notwendiger Arbeiten und
die Abklärung mit den jeweiligen Professionisten, wobei hier im Einzel-
nen mit dem Liegenschaftseigentümer abzuklären ist, inwiefern und bis zu
welchem Stadium dies im Rahmen der Hausverwaltung durchzuführen ist
– Reicht ein Angebot aus oder wünscht der Liegenschaftseigentümer bei
größeren Summen vorab die Einholung mehrerer Vergleichsangebote? Bei
größeren Arbeiten wird die Beistellung eines Technikers oder Konsulen-
ten erforderlich sein, hier wird besonders der damit verbundene Aufwand
seitens der Verwaltung abzuschätzen und gegebenenfalls im Honorar zu
berücksichtigen sein.

➜ Regelmäßige Begehungen bzw. Kontrollen: Im Rahmen der Beauftra-
gung von Reparaturen und Instandhaltungen hat die Hausverwaltung
auch die regelmäßige Kontrolle der Liegenschaften wahrzunehmen. Dies
ist zwar nicht gesetzlich geregelt, aber die Hausverwaltung ist als Sachver-
ständige zu behandeln und sie trifft daher eine Haftung für gewisse Schä-
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den, die sie kennen hätte sollen oder müssen (bei regelmäßiger Kontrolle).
Auch zu nennen sind in diesem Zusammenhang die in technischen Nor-
men geregelten Kontrollgänge zwecks Überprüfung auf Gefahrenquellen.
Diese sind ebenfalls nicht gesetzlich verpflichtend, jedoch wird in einem
Schadensfall hinterfragt, ob man die Ursache dieser Schäden hätte erken-
nen und den Schaden damit verhindern hätte können.

➜ Vertretung gegenüber Dritten bzw. in Verfahren oder vor Behörden:
Die Vertretungsregel ist in die vom Liegenschaftseigentümer der Verwal-
tung auszustellende schriftliche Vollmacht, welche den Behörden oft vor-
zulegen ist, aufzunehmen (Vertretungsvollmacht). Der exakte Umfang
der Vollmacht ist abzustimmen, er kann von einer allumfassenden Voll-
macht bis zu lediglich gewissen Handlungen reichen, teilweise will z.B.
der Liegenschaftseigentümer sämtliche Baueinreichungsunterlagen selbst
unterfertigen oder eine Vertretung vor den Behörden selbst beauftragen.

➜ Hauseigentümerabrechnung: Hier werden die Kosten des Liegenschafts-
eigentümers, welche dieser selbst zu tragen hat, den Einnahmen aus den
Bestandverhältnissen gegenübergestellt.

➜ Bestandvertrags- und Vereinbarungsabschlüsse: I.d.R. kümmert sich
die Hausverwaltung um Bestandverträge, auch hier ist das Pouvoir im
Vorfeld mit dem Liegenschaftseigentümer abzustimmen, ebenso sind die
Vertragsverhandlungen abzustimmen und es ist zu klären, welchen Auf-
wand allfällig gewünschte zusätzliche Leistungen ausmachen.

➜ Übergaben und Rücknahmen von Bestandobjekten: Gerade diese Tä-
tigkeit stellt bei gewerblichen Eigentümern einen größeren Aufwand
dar und ist entsprechend zu berücksichtigen.

➜ Vermarktung von Leerständen: Oft ist die Hausverwaltung auch damit
beauftragt, die Leerstehungen zu vermarkten. Dies ist jedoch nicht unbe-
dingt die Regel.

➜ Mitteilung der Angaben für die Umsatzsteuervoranmeldungen: Oft
werden Liegenschaftseigentümer in ihren steuerlichen Angelegenheiten
von Steuerberatern vertreten; hier ist abzustimmen, ob die Aufgaben
hinsichtlich der gemeinsam mit dem Bestandzins einzuhebenden Um-
satzsteuer von der Hausverwaltung oder vom Steuerberater übernom-
men werden.
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➜ Abschluss und Betreuung der Versicherungsverträge: Mit dem Liegen-
schaftseigentümer ist vorab eine Vereinbarung zu treffen, ob sich die
Hausverwaltung um die Versicherungsverträge zu kümmern hat oder ob
diese vom Liegenschaftseigentümer selbst übernommen werden.

➜ Aufnahme, Anweisung und Kündigung (Entlassung) von Hausbesor-
gern: Hier ist zu beachten, dass auch weitere Tätigkeiten anfallen, näm-
lich die Ab- und Anmeldung bei den Krankenkassen, die Berechnung und
Abfuhr der Steuern und der Sozialabgaben.

Die konkrete Ausführung der genannten Leistungen obliegt den einzelnen
Vertragspartnern. Es handelt sich hier um keine umfassende Auflistung
möglicher Aufgaben, sondern es können noch weitere Leistungen vereinbart
werden.

Vor dem Tätigwerden der Verwaltung ist der Umfang der zu erbringenden Leis-

tungen im Verwaltungsvertrag genau zu überprüfen.

3. Haftung

Die Haftung bzw. ihre Grenzen sind exakt festzuhalten, damit es im Zwei-
felsfall zu keinen Diskussionen bzw unterschiedlichen Auslegungen kommen
kann. Diese Thematik hat besonders in den letzten Jahren zusätzlich an Be-
deutung gewonnen.

Eine Haftung des Hauseigentümers und insb. auch des Verwalters lässt
sich auf mehrere Rechtsgrundlagen stützen. So kann etwa eine Haftung
durch eine vertragliche Pflichtverletzung, eine deliktische Schadenersatz-
haftung, aber auch aus einer Verletzung von Verkehrssicherungspflichten,
Ö-Normen oder OIB-Richtlinien begründet werden. Einige dieser Punkte
können auch indirekt zu einer Haftung führen: so besitzen z.B. Ö-Normen
und OIB-Richtlinien keine normative Wirkung, können in einem Scha-
densfall jedoch als Grundlage für die Beurteilung des Standes der Technik
herangezogen werden. Zum Umfang möglicher Haftungen siehe Kapitel 3,
Punkt I.B.
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Daher empfiehlt es sich für Hausverwaltungen, gewisse Haftungsein-
schränkungen zu vereinbaren, z.B. eine Beschränkung der Höhe der Haf-
tung oder eine Einschränkung der Haftung für beauftragte Personen auf ein
Auswahlverschulden (d.h. es wird nur für die Auswahl etwaiger Professio-
nisten gehaftet, nicht hingegen für einen durch ihre Tätigkeit hervorgerufe-
nen Schaden, sofern dieser erkennbar ungeeignet war oder bei Beauftra-
gung bereits erkennbare Risiken vorhanden waren – culpa in eligendo –,
nicht hingegen für einen durch ihre Tätigkeit hervorgerufenen Schaden; in
solchen Fällen ist dies jedoch abhängig vom Verschulden – fahrlässig oder
vorsätzlich).

Hier ist die Versicherung zu nennen. Gewerberechtlich ist die Hausver-
waltung verpflichtet, eine angemessene Versicherung aufzuweisen. Zumin-
dest eine Deckung über 400.000 € als Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rung pro Schadensfall ist verpflichtend, die meisten gewerberechtlichen
Eigentümer verlangen jedoch eine höhere Haftpflichtsumme.

4. Honorar

Das Honorar kann entsprechend den Leistungen vereinbart werden.
Grundsätzlich wird von einem Honorar nach dem MRG ausgegangen, die
Höhe ist in § 15a Abs 3 Z 1 MRG (ausgehend von § 22 MRG) geregelt.
Oft wird jedoch ein davon unterschiedlicher Betrag mit dem Eigentümer
vereinbart. Diesbezüglich ist man vollkommen frei, es können ein Honorar
für Mietvertragserstellungen von Eigentümerseite, gesonderte Pauschalen
oder von Auftragssummen abhängige prozentuelle Honorare für Beauftra-
gungen von Reparaturarbeiten bis zu Vergütungen nach bestimmten Regie-
sätzen für über die vereinbarten Tätigkeiten hinausgehende Arbeiten verein-
bart werden.

Das Verhältnis und damit auch das Honorar können zwischen Eigentü-
mer und Verwalter einvernehmlich frei gestaltet werden, nicht jedoch, ob
dieses an die Nutzer bzw. Bestandnehmer des Hauses weiterverrechnet wird.
Dabei sind Eigentümer und Hausverwaltung – abhängig von der Anwendung
des MRG – an die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Judikatur der letzten
Jahre gebunden (siehe die folgenden Punkte).
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